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raten würden. Sie können jedoch nur dann zur Unterstützung herangezogen werben,

wenn -sie sich in günstigen Verhältnissen befinden. Es ist daher die Frage
zu prüfen, ob sich der Beklagte in günstigen Verhältnissen befindet. Dieser ist
nur seiner Ehefrau gegenüber unterhaltspflichtig, da seine Kinder mehrjährig
sind und nicht im gleichen Haushalt wohnen. -Sein jährliches -Einkommen von
Fr. 58stst.— genügt für -den Lebensunter-Halt, ist jedoch nicht so bemessen, daß
von günstigen Verhältnissen gesprochen werden könnte. Das Vermögen ist -in
-der hypothekarisch stark belasteten Liegenschaft i-n-vpstiert und -auf wenige Tausend

Franken zu bemessen. Diesen Aktiven stehen jedoch zirka >Fr. 1st,WO.—
Schulden gegenüber. Ferner ist zu berücksichtigen, daß der Beklagte als Klavierlehrer

und Organist standesgemäß gekleidet sein muß. Schließlich darf nicht
außer acht gelassen -werden, daß seine Frau laut ärztlichem Attest unter beständiger

ärztlicher Kontrolle steht und dauernder Pflege bedarf, die mit größeren
Kosten verbunden ist.

Günstige Verhältnisse dürfen aber nur dann angenommen werden, wenn
die Geschwister wirtschaftlich so -gestellt sind, daß durch die -Entrichtung von
Unterstützungsbeiträgen die Lebenshaltung nicht höe-mträchtigt wird. Die -Verhältnisse
-des Beklagten liegen jedoch so, daß das -Einkommen gerade für -einen
standesgemäßen Unterhalt ausreicht. Die gesetzliche Voraussetzung einer Unterstlltzungs-
pflicht -gegenüber Geschwistern -ist somit beim Beklagten nicht gegeben, weshalb
die Klage abgewiesen werden -muß.

Bern. Der W-o h n s i tz w e ch sei minderjähriger .Kinder bei
der Verheiratung der M nrter und d ie Rechtskraft des
Entsche -i d es der Wohnsitz st v« >i i i g k -e i !t e n. Dis Bestimmung
in Art. Istst, lit. <z des Armengesetzes, wonach „auf -den Fall -der Ver-
ehelichung der Mutter ihre minderjährigen ehelichen und unehelichen Kinder den

Wohnsitz des Ehemannes erlangen", nimmt ihrem Sinne nach Bezug auf die
Vorschriften in lit. u, c, 6, welche einerseits den polizeilichen Wohnfitz der Ehefrau

mit demjenigen des -Ehemannes, anderseits den Wohnsitz minderjähriger
ehelicher vaterloser Kinder mit demjenigen der Mutter und -endlich -den Wohnsitz

minderjähriger unehelicher Kinder mit dem Wohnsitz der elterlichen Person,
der sie zugesprochen sind, zusammenfallen lassen. Ist es doch -ein bloßer lagischer

Schluß -aus den soeben zitierten Vorschriften, daß, -wenn die genannten Kinder
ihrer Mutter im Wohnsitz folgen und -die Mutter selbst bei ihrer Verheiratung
den Wohnsitz des Ehemannes erwirbt, dieser Wohnsitz auch für die Kinder
maßgebend sein muß.

In seinem interessanten Referat über diese Frage im l. Heft des Jahrgangs
1925 der „Monatsschrift für bernisches Verwaltungsrecht und Notaria-tswesen"
kommt Prof. Dr. E. Blumsnstein namentlich auf die für das Armenwesen so

wichtigen Wohnsitzstreitigkeit-en zu reden. Er stellt sich dabei -auf -den Standpunkt,

daß trotz des ergangenen Verwaltungsentscheides die Verwaltungsbehörden

in den Fall kommen können, zu dem betreffenden Verhältnis nochmals

Stellung zu nehmen, und diese Stellungnahme hat sich -dann, unbekümmert um
den Inhalt des ergangenen Entscheides, nach -den besteheàn -Gesetzesvorschrif-
ten zu richten. Nimmt man beispielsweise an, daß i-n einem Wohnsitzstveit
entschieden wurde, ein unehelichs Kind folge seiner Mutter à polizeilichen Wohnsitz,
oder es habe umgekehrt -den letztern an einem andern Ort, z. B. am Sitze der
Vo-rmundschaftsbehLr-de, -erworben. Würde nun nachträglich -das Kind von seinem

unehelichen Vater anerkannt oder demselben gerichtlich zugesprochen, so müßte
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es zweifellos trotz des -ergangenen Entscheides den Wohnsitz wechseln könnein
Freilich wird man hier einwenden, daß ein ganz neuer Rechtsgrund in Betracht
falle, -ganz abgesehen davon, daß Wohl meistens nicht die gleichen Gemeinden
beteiligt sind, welche sich im Wohwsitzstreit als Prozeßparteien gegenüberstanden.
Aber gerade von dem Standpunkt aus betrachtet, daß die Rechtskraft des
Entscheides nur unter Parteien wirken soll, kann der Entscheid im Wohnsitzstreit
einen durch das Gesetz bedingten Wohnsitzwechsel deshalb nicht hindern, weil
dieser Entscheid zwischen zwei -Gemeinden ergangen ist und für diese -lediglich
eine Feststellung ihrer armenrechtlichen Verpflichtungen zum Gegenstand hatte,
während die nach Gesetz eintretende- Veränderung im polizeilichen -Wohnsitz
stets eine bestimmte Person berührt, welche als solche am Wohnsitzstreit nicht
beteiligt war.

Aus alle Fälle erlaubt der Grundsatz, daß die Umgehung der gesetzlichen
Ordnung als nichtig -gilt, den zuständigen Verwaltungsbehörden weder von einem
Uebereinkommen zwischen den Gemeinden, noch auch vor einem mit oder ohne
ein solches evg-angenen Verwaltungsentscheid Halt zu machen. Sie sind verpflichtet,

in jedem Falle denjenigen Zustand Herzristellen, welcher dein Gesetz
entspricht. sV
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